jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE Bvwg Beschluss 2017/7/11 W200
2001819-2

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 11.07.2017

Entscheidungsdatum
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Norm

B-VG Art.133 Abs4

Impfschadengesetz §1a

VWGVG §8a

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 glltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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8 1a heute
8 1a gultig ab 01.01.1980 zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 71/1980

N

VWGVG § 8a heute

VwWGVG § 8a gliltig ab 01.04.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 147/2024

VwWGVG § 8a glltig von 01.07.2021 bis 31.03.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
VwGVG § 8a glltig von 01.01.2017 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
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Beschluss

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch Mag. SCHERZ Uber den Antrag von XXXX, auf Bewilligung der Verfahrenshilfe
in Form der Befreiung von den Gebliihren der Zeugen, Sachversténdigen, Dolmetscher, Ubersetzer und Beisitzer, den
notwendigen Barauslagen, die von dem vom Gericht bestellten gesetzlichen Vertreter oder von dem der Partei
beigegebenen Rechtsanwalt oder Vertreter gemacht worden sind, zur weiteren Fihrung des Verfahrens nach dem
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Impfschadengesetz im Rahmen ihrer Beschwerde gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle
Karnten vom 11.10.2007, 511-842019-000, beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch Mag. SCHERZ Uber
den Antrag von rémisch 40 , auf Bewilligung der Verfahrenshilfe in Form der Befreiung von den Gebuhren der Zeugen,
Sachverstandigen, Dolmetscher, Ubersetzer und Beisitzer, den notwendigen Barauslagen, die von dem vom Gericht
bestellten gesetzlichen Vertreter oder von dem der Partei beigegebenen Rechtsanwalt oder Vertreter gemacht worden
sind, zur weiteren Fuhrung des Verfahrens nach dem Impfschadengesetz im Rahmen ihrer Beschwerde gegen den
Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Karnten vom 11.10.2007, 511-842019-000, beschlossen:

A) Dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe wird gemaR§ 8a Abs. 1 VwWGVG stattgegeben und die
Verfahrenshilfe im oben angefihrten Umfang bewilligt.A) Dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe wird gemaR
Paragraph 8 a, Absatz eins, VWGVG stattgegeben und die Verfahrenshilfe im oben angefiihrten Umfang bewilligt.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssigB) Die Revision ist gemaf3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

Mit Bescheid vom 11.10.2007, 511-842019-000, hat das Sozialministeriumservice, Landesstelle Karnten, den Antrag der
Antragstellerin vom 11.10.2006 auf Entschadigung nach dem Impfschadengesetz abgewiesen.

Von der Antragstellerin wurde dagegen fristgerecht Beschwerde erhoben und in weiterer Folge am 08.05.2017 ein
Antrag auf Verfahrenshilfe in Form der Befreiung von den Gebuhren der Zeugen, Sachverstandigen, Dolmetscher,
Ubersetzer und Beisitzer, den notwendigen Barauslagen, die von dem vom Gericht bestellten gesetzlichen Vertreter
oder von dem der Partei beigegebenen Rechtsanwalt oder Vertreter gemacht worden sind, gestellt. Laut abgegebenem
Vermogensbekenntnisses bezieht sie bedarfsorientierte Mindestsicherung in der Héhe von 475,01 € pro Monat und
Familienbeihilfe. Darliber wurde ein Bescheid der BH Hallein vorgelegt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Zu A) Gewahrung der Verfahrenshilfe

§ 8a VWGVG:

§ 8a. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes

bestimmt ist, ist einer Partei Verfahrenshilfe zu bewilligen, soweit dies auf Grund des Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, oder des Art. 47 der Charta der Grundrechte
der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, geboten ist, die Partei aulerstande ist, die Kosten der
FUhrung des Verfahrens ohne Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die beabsichtigte
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint. (...).bestimmt ist, ist
einer Partei Verfahrenshilfe zu bewilligen, soweit dies auf Grund des Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, oder des Artikel 47, der
Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, geboten ist, die Partei
auBerstande ist, die Kosten der Fihrung des Verfahrens ohne Beeintrdchtigung des notwendigen Unterhalts zu
bestreiten, und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder
aussichtslos erscheint. (...).

(2) Soweit in diesem Paragraphen nicht anderes bestimmt ist, sind die Voraussetzungen und die Wirkungen der
Bewilligung der Verfahrenshilfe nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung - ZPO, RGBI. Nr. 113/1895, zu
beurteilen. Die Bewilligung der Verfahrenshilfe schliel3t das Recht ein, dass der Partei ohne weiteres Begehren zur
Abfassung und Einbringung der Beschwerde, des Vorlageantrags, des Antrags auf(2) Soweit in diesem Paragraphen
nicht anderes bestimmt ist, sind die Voraussetzungen und die Wirkungen der Bewilligung der Verfahrenshilfe nach den
Vorschriften der Zivilprozessordnung - ZPO, RGBI. Nr. 113 aus 1895,, zu beurteilen. Die Bewilligung der Verfahrenshilfe
schliel3t das Recht ein, dass der Partei ohne weiteres Begehren zur Abfassung und Einbringung der Beschwerde, des
Vorlageantrags, des Antrags auf

Wiederaufnahme des Verfahrens oder des Antrags auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder zur Vertretung bei
der Verhandlung ein Rechtsanwalt beigegeben wird.
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Gemal? § 8a Abs. 1 VWGVG ist Verfahrenshilfe einer Partei zu gewahren, soweit dies auf Grund des Art. 6 Abs. 1 EMRK
oder des Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, geboten ist.
Durch den Verweis auf Art. 6 Abs. 1 EMRK und Art. 47 GRC ist sichergestellt, dass die Verfahrenshilfe im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren den Anforderungen des Europaischen Menschenrechtsschutzes entspricht (siehe
auch VwGH v. 03.09.2015, ZI. Ro 2015/21/0032).Gemal Paragraph 8 a, Absatz eins, VWGVG ist Verfahrenshilfe einer
Partei zu gewdhren, soweit dies auf Grund des Artikel 6, Absatz eins, EMRK oder des Artikel 47, der Charta der
Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, geboten ist. Durch den Verweis auf Artikel
6, Absatz eins, EMRK und Artikel 47, GRC ist sichergestellt, dass die Verfahrenshilfe im verwaltungsgerichtlichen
Verfahren den Anforderungen des Europaischen Menschenrechtsschutzes entspricht (siehe auch VwGH v. 03.09.2015,
ZI. Ro 2015/21/0032).

Nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte ist es nicht erforderlich, dass
Verfahrenshilfe in allen erdenklichen Verfahren zu gewahren ist. Vielmehr bedarf es einer Prifung im Einzelfall. Der
Verfassungsgerichtshof hat in seinem Prifungsbeschluss, der zur Aufhebung des 8 40 VwGVG fuhrte, die Judikatur des
Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte dahingehend zusammengefasst, dass der "Zugang zu einem Gericht
nicht blo3 theoretisch und illusorisch, sondern effektiv gewdhrleistet sein musse"; in jenen Fallen, in denen es
"unentbehrlich sei, dass der Partei eines Verfahrens ein unentgeltlicher Verfahrenshelfer beigestellt werde," musse ein
solcher beigestellt werden. Fur diese Beurteilung sind verschiedene Kriterien mal3geblich. Das sind zum einen
Kriterien, die sich auf die Person der Parteien beziehen, namlich ihre Vermodgensverhaltnisse oder ihre Fahigkeiten im
Verkehr mit Behdrden; zum anderen auch Kriterien, die in Zusammenhang mit der Rechtssache stehen, namlich die
Erfolgsaussichten, die Komplexitat des Falles oder die Bedeutung der Angelegenheit fir die Parteien (siehe 1255 der
Beilagen XXV. GP - Regierungsvorlage - Erlduterungen zu 8 8a VwGVG).Nach der Rechtsprechung des Europaischen
Gerichtshofes fir Menschenrechte ist es nicht erforderlich, dass Verfahrenshilfe in allen erdenklichen Verfahren zu
gewadhren ist. Vielmehr bedarf es einer Prufung im Einzelfall. Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem
Prufungsbeschluss, der zur Aufhebung des Paragraph 40, VwGVG flhrte, die Judikatur des Europaischen Gerichtshofes
flr Menschenrechte dahingehend zusammengefasst, dass der "Zugang zu einem Gericht nicht blof3 theoretisch und
illusorisch, sondern effektiv gewahrleistet sein musse"; in jenen Fallen, in denen es "unentbehrlich sei, dass der Partei
eines Verfahrens ein unentgeltlicher Verfahrenshelfer beigestellt werde," musse ein solcher beigestellt werden. Fur
diese Beurteilung sind verschiedene Kriterien mafgeblich. Das sind zum einen Kriterien, die sich auf die Person der
Parteien beziehen, namlich ihre Vermogensverhaltnisse oder ihre Fahigkeiten im Verkehr mit Behdrden; zum anderen
auch Kriterien, die in Zusammenhang mit der Rechtssache stehen, namlich die Erfolgsaussichten, die Komplexitat des
Falles oder die Bedeutung der Angelegenheit fir die Parteien (siehe 1255 der Beilagen roémisch 25
Gesetzgebungsperiode - Regierungsvorlage - Erlduterungen zu Paragraph 8 a, VwGVG).

Im konkreten Fall erfullt die Antragstellerin unstrittig die in 8 8a Abs. 1 leg. cit. als Voraussetzung festgehaltenen
personliche Kriterium der geringen Vermodgensverhadltnisse und ist die beabsichtigte Rechtsverfolgung auch nicht
offenbar mutwillig oder aussichtslos. Bei Verfahren nach dem Impfschadengesetz handelt es sich dartber hinaus um
Verfahren komplexer Natur, Uber die Erfolgsaussichten kénnen derzeit keine Aussagen getatigt werden.Im konkreten
Fall erflllt die Antragstellerin unstrittig die in Paragraph 8 a, Absatz eins, leg. cit. als Voraussetzung festgehaltenen
personliche Kriterium der geringen Vermdgensverhadltnisse und ist die beabsichtigte Rechtsverfolgung auch nicht
offenbar mutwillig oder aussichtslos. Bei Verfahren nach dem Impfschadengesetz handelt es sich dartber hinaus um
Verfahren komplexer Natur, Gber die Erfolgsaussichten kdnnen derzeit keine Aussagen getatigt werden.

Letztlich ist aber jedenfalls davon auszugehen, dass das gegenstandliche Beschwerdeverfahren fur die Antragstellerin
erhebliche Bedeutung hat. Im Rahmen einer Gesamtabwagung ist im konkreten Fall folglich von einem Uberwiegen
jener Umstande auszugehen, die die Gewahrung der Verfahrenshilfe flir geboten erscheinen lassen.

Folglich ist dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe spruchgemalR gemalR8 8a Abs. 1 VwGVG
stattzugeben.Folglich ist dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe spruchgemal gemald Paragraph 8 a, Absatz
eins, VWGVG stattzugeben.

Zu B) Zulassigkeit der Revision

Gem. Art 133 Abs 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der
Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
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Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.Gem.
Artikel 133, Absatz 4, B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig, weil es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu
§ 8a VWGVG fehlt.Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig, weil es an einer Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zu Paragraph 8 a, VWGVG fehlt.
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